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Dr. Eckhard Breitbart, zweiter 
Vorsitzender der ADP. Mit 
dem Solarienverbot steige die 
Chance, daß junge Menschen 
erst gar nicht zu Solariennut-
zern werden und so die Neu-
erkrankungszahlen langfristig 
sinken. Die Deutsche Krebs-
hilfe und die ADP raten auch 
Erwachsenen, Solarien zu 
meiden, denn die künstliche 
Strahlung belaste das UV-
Konto der Haut unnötig.

Freiwillige Selbstver-
pflichtung gescheitert

Mit einer freiwilligen Selbst-
verpflichtung wollten die 
Betreiber von Sonnenstudios 
in Deutschland eine gesetzli-
che Regelung zur Zugangsbe-
schränkung von Minderjähri-
gen umgehen. Da die freiwil-
ligen Maßnahmen und Zertifi-
zierungen jedoch scheiterten, 
wurde nun die gesetzliche Re-
gelung beschlossen. Die frei-
willige Verpflichtung von 
Sonnenstudios in Europa, der 
„Code of Practice for Artifici-
al Tanning“, wurde von inter-
nationalen Experten erstellt. 
Er definiert Mindeststandards 
zur Nutzung von Solarien. Zu 
diesem Mindeststandard ge-
hört ein Verbot für Minderjäh-
rige, eine Beschränkung der 
Bestrahlungsstärke in Sonnen-
studios auf 0,3 Watt pro Qua-
dratmeter (W/m²), der Schutz 
vor Sonnenbränden, ausgebil-
detes Personal, das Verbot 
von Münz-Solarien, ein Ver-
zicht auf Bräunungsbeschleu-
niger und keine Werbung mit 
möglichen positiven biologi-
schen Effekten. Zu therapeuti-
schen Zwecken darf UV-
Strahlung nur in Kliniken oder 
in ärztlichen Praxen eingesetzt 
werden. Zudem weist der 
„Code of Practice“ darauf hin, 
daß der Vitamin D-Bedarf 
durch die natürliche UV-
Strahlung ausreichend gedeckt 
werden muß.

Arbeitsgemeinschaft Dermatolo-
gische Prävention (ADP) e. V., 
Cremon 11, 20457 Hamburg, 
Telefon 040/ 20913-134, Fax 
040/ 20913-161, eMail: altdorf@
unserehaut.de 

Die Gefährdung der Bevölke-
rung rund um die sieben älte-
sten deutschen Atomkraft-
werke wird von der Atomauf-
sicht seit Jahren dramatisch 
unterschätzt. Ausbreitungs-
rechnungen von Greenpeace 
für einen schweren Reaktor-
unfall in den AKW Biblis A 
und B, Brunsbüttel, Isar 1 und 
Philippsburg 1 belegen, daß 
die radioaktive Kontamination 
vieler Anwohner bereits in-
nerhalb weniger Stunden den 
behördlichen Grenzwert für 
eine Evakuierung bis um das 
Tausendfache überschreiten 
würde. Die Dosis käme über 
die Luft und würde auch in 
geschlossenen Räumen aufge-
nommen. Ein schwerer Reak-
torunfall könnte durch einen 
Flugzeugabsturz oder einen 
Terroranschlag aus der Luft 
ausgelöst werden. Greenpeace 
fordert, den sieben ältesten 
Atommeilern die Betriebsge-
nehmigung sofort zu entzie-
hen.

Greenpeace liegen interne 
Dokumente unter anderem des 
Bundeskriminalamtes vor, 
denen zufolge die deutschen 
Sicherheitsbehörden das Risi-
ko eines Terroranschlags aus 
der Luft auf ein Atomkraft-
werk nicht mehr ausschließen. 
Gleichzeitig ist die bisherige 
Abwehrtaktik, das AKW im 
Falle eines Angriffs zu verne-
beln, gescheitert. Darin sieht 
selbst das Bundesumweltmi-
nisterium „... keine wesentli-
che Verbesserung der Sicher-
heit der Kernkraftwerke ...“ 
(Protokollentwurf Bund-Län-
der Fachgespräch vom 23.4. 
2007). 

Aufgrund dieser Gefähr-
dungslage strengt Greenpeace 
nun rechtliche Schritte gegen 
fünf AKW an: Biblis A und B, 

Brunsbüttel, Isar 1 und Phil-
ippsburg 1. Die Ausbreitungs-
rechnungen belegen, daß die 2 
bis 25 Kilometer von den je-
weiligen AKW entfernt leben-
den Kläger einem tödlichen 
Risiko ausgesetzt sind. Die zu 
erwartende Strahlendosis liege 
für den Kläger aus dem Um-
kreis des AKW Biblis in 25 
Kilometer Entfernung von der 
Anlage bei 14.424 Millisievert 
in sieben Tagen. Ab einer Do-
sis von 7.000 Millisievert 
liege die Sterblichkeitsrate bei 
nahezu 100 Prozent. Ein 
Großteil der Radioaktivität 
wird in den ersten Stunden 
nach dem Unfall durch die 
Luft aufgenommen.

Greenpeace setzt sich seit 
2001 auf dem Rechtsweg mit 
der Atomaufsicht der Länder 
auseinander, um die Betriebs-
genehmigungen von Atom-
anlagen anzufechten. Zusam-
men mit betroffenen Anwoh-
nern geht es derzeit gegen die 
Atomkraftwerke Biblis und 
Brunsbüttel. Bis 2008 hatten 
Anwohner nicht das Recht, di-
rekt zu klagen, weil es als Sa-
che der Regierungen betrach-
tet wurde, für die Sicherheit 
der Bevölkerung einzustehen. 
Am 10. April 2008 stellte je-
doch das Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig klar, daß 
betroffene Bürger das Recht 
auf sogenannten Drittschutz 
geltend machen können. Das 
heißt, wenn sie durch eine 
Atomanlage ihre Sicherheit 
gefährdet sehen, können sie 
selber gegen den Betrieb der 
Anlage klagen.

Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) räumte 
am 16. Juni 2009 ein, Atom-
kraftwerke könnten „grund-
sätzlich zu einem Angriffsob-
jekt von Terroristen werden“, 

die Gefahr sei jedoch gering. 
„Die Zerstörung dieser Meiler 
aus der Luft würde zur 
schlimmsten Katastrophe füh-
ren“, hält Heinz Smital von 
Greenpeace dem entgegen.

AKW-Sicherheitsgutach-
ten zu brisant für die Öf-
fentlichkeit?

Die staatlichen Gutachten 
wurden wegen deren Brisanz 
als vertraulich eingestuft und 
sind nur einem beschränkten 
Mitarbeiterkreis zugänglich, 
nicht jedoch der Öffentlichkeit 
und auch nicht dem Landtag. 
Dieser Hinweis steht in einem 
Berichtsentwurf der Internati-
onalen Länderkommission 
Kerntechnik (ILK) vom 29. 
November 2002, der Green-
peace vorliegt.

Die ILK wurde 1999 von Ba-
den-Württemberg, Bayern und 
Hessen gegründet. Sie hatte 
den Auftrag, Gutachten zu 
kerntechnischen Fragen für 
die Länder zu erstellen. Das 
Gremium ist mit Kernkraftex-
perten besetzt und atomkriti-
scher Positionen unverdächtig. 
Beim vorliegenden Bericht 
geht es um Untersuchungen 
zum gezielten Absturz eines 
großen Verkehrsflugzeuges 
auf Kernkraftwerke. Die Gut-
achten lagen Ende 2002 vor. 
Der endgültige Bericht ging 
Anfang 2003 an die Landesre-
gierungen.

Das Ergebnis: Von den da-
mals 19 (heute 17) in der 
Bundesrepublik betriebenen 
Kernkraftwerken haben nur 
drei eine bauliche Auslegung, 
die einem gezielten Flugzeug-
absturz mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit standhal-
ten kann, ohne daß gravie-
rende Mengen radioaktiver 
Stoffe in die Umgebung frei-
gesetzt werden. Bei allen an-
deren Kraftwerken ist bei ei-
nem Aufprall auf das Reak-
torgebäude mit schweren bis 
katastrophalen Freisetzungen 
radioaktiver Stoffe zu rech-
nen. Weiterhin ist eine bauli-
che Ertüchtigung dieser Re-
aktorgebäude aus technischen 
und wirtschaftlichen Gründen 

Katastrophenplanung

Keine Chance bei Flugzeug-
absturz auf alte AKW
Behörden ignorieren Bedrohung durch alte AKW –
Greenpeace-Recherchen belegen Ausmaß der Kata-
strophe bei Flugzeugabsturz
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nicht machbar bzw. nicht 
sinnvoll.

Am Ende des Berichts heißt 
es: Die ILK selbst wird auf-
grund der Untersuchungser-
gebnisse ihrer Gutachter eine 
eher allgemein gehaltene 
Empfehlung abgeben, auch im 
Hinblick auf die sicherheits-
und sicherungstechnische Bri-
sanz der Papiere. Und ganz 
unten findet sich der hand-
schriftliche Vermerk, daß der 
– im Entwurf fett gedruckte –
Hinweis auf Brisanz und Ver-
traulichkeit nach Diskussion 
gestrichen wurde.

Als Konsequenz aus der Stel-
lungnahme der ILK fordert 
Greenpeace, daß die sieben 
gefährdetsten deutschen 
Atomkraftwerke umgehend 
vom Netz genommen werden. 
Das sind die AKW Brunsbüt-
tel, Unterweser, Biblis A+B, 
Philippsburg I, Neckarwest-
heim I und Isar I. Das ist laut 
einem im Auftrage von Green-
peace erstellten Gutachten 
auch ohne weiteres möglich. 
Die Stromversorgung in der 
Bundesrepublik wäre durch 
eine solche Schutzmaßnahme 
nicht gefährdet. Die anderen 
Meiler ließen sich bis etwa 
2015 abschalten.

Atomstrom verliert bun-
desweit an Bedeutung –
alte AKW können sofort 
abgeschaltet werden

Der Anteil der sieben Alt-
AKW an der gesamten Strom-
erzeugung in Deutschland 
sinkt demnach tendenziell seit 
2001. Hingegen steigen die 
ins Ausland exportierten 
Strommengen und der Anteil 
der Erneuerbaren Energien. 
Die Produktion von Strom aus 
Wind, Sonne und Wasser 
wächst so stark, daß er wegen 
Überproduktion zeitweise 
nicht mehr ins Stromnetz ein-
gespeist werden kann. „Viele 
alte Meiler stehen wegen 
technischer Probleme sowieso 
die meiste Zeit still und zeigen 
so, wie unzuverlässig und 
überflüssig die Hochrisiko-
technologie Atomkraft ist“, 
erklärt Heinz Smital. „Versor-

gungsengpässe oder gar eine 
‚Stromlücke’, mit der die 
Atomlobby droht, gibt es 
nicht.“

Der Anteil der sieben ältesten 
AKW an der gesamten Strom-
erzeugung in Deutschland be-
trug in den vergangenen vier 
Jahren nur noch 6,9 Prozent. 
Vier Jahre zuvor lag ihr Anteil 
noch bei mehr als 8 Prozent. 
In beiden Legislaturperioden 
erreichte die Einspeisung von 
Atomstrom aus den sieben 
ältesten Meilern im Jahr 2001 
einen Spitzenwert mit 8,9 
Prozent und in 2007 den nied-
rigsten Anteil mit 4,8 Prozent. 
Speziell jene Alt-Reaktoren, 
die als nächstes zur Abschal-
tung anstehen, Biblis A und B 
sowie Brunsbüttel und Nek-
karwestheim 1, erzeugten im 
Jahr 2008 rund 22.000 Giga-
wattstunden Atomstrom. Ge-
nauso viel wurde im vergan-
genen Jahr ins Ausland ex-
portiert. 

www.greenpeace.de 

Atompolitik

Protest gegen 
das European 
Nuclear Energy 
Forum (ENEF)
Die Teilnehmer aus Nichtre-
gierungsorganisationen 
(NGOs) haben Anfang Juni 
2009 geschlossen ihren Rück-
zug aus der offiziellen EU-
Diskussionsplattform zur Nut-
zung der Kernenergie Euro-
pean Nuclear Energy Forum 
(ENEF) erklärt. Die Vertreter 
von Greenpeace International, 
Friends of the Earth und Sortir 
du nucléaire begründeten die-
sen Schritt mit der Unterdrük-
kung kritischer Statements zu 
negativen Aspekten der 
Atomkraft seitens ENEF so-
wie mit dem wiederholten 
Mißbrauch des Forums für 
einseitige Propaganda der 
Atomindustrie.
www.anef.info ù www.anef.info/
files/anhaenge/2009_06_17_ANE
F%20ResolutionD.pdf
www.atomstopp.at 
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